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Text 

§ 40. (1) Die Mitglieder des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen haben das Recht, in 
sämtlichen Personalangelegenheiten, die in ihren Wirkungsbereich fallen, Einsicht in die entsprechenden 
Geschäftsstücke und Unterlagen zu nehmen. Wenn die Entscheidung über eine Personalangelegenheit 
von einem Kollegialorgan getroffen wird, haben die Mitglieder des Arbeitskreises für 
Gleichbehandlungsfragen das Recht, jeweils maximal zu zweit an Sitzungen dieses Kollegialorgans mit 
beratender Stimme teilzunehmen und Anträge zu stellen. Sie haben in diesem Fall weiters das Recht, 
Sondervoten zu Protokoll zu geben und bestimmte Diskussionsbeiträge von Mitgliedern dieses 
Kollegialorgans in das Protokoll aufnehmen zu lassen. 

(2) Die Mitglieder des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen sind zu jeder Sitzung eines 
Kollegialorgans zu laden, soweit dort Personalangelegenheiten behandelt werden. Unterbleibt die 
Ladung, so hat das Kollegialorgan in einer neuerlichen Sitzung unter ordnungsgemäßer Beiziehung der 
Mitglieder des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen die Beratung und Beschlußfassung in der 
diesem Beschluß zugrundeliegenden Personalangelegenheit neuerlich durchzuführen. Entscheidungen 
eines Rektors, Dekans, Studiendekans oder Leiters einer Universitätseinrichtung über Personalaufnahmen 
sind vor ihrer Vollziehung dem Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen unter Anschluß einer Liste der 
Bewerber und unter Angabe der Gründe für die Auswahl zur Kenntnis zu bringen. 

(3) Hat der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen Grund zur Annahme, daß die Entscheidung 
eines Universitätsorgans eine Diskriminierung von Personen auf Grund ihres Geschlechts darstellt, so 
kann er innerhalb von drei Wochen einen schriftlichen und begründeten Einspruch gegen die 
Entscheidung des Universitätsorgans beim Vorsitzenden des Kollegialorgans bzw. beim betreffenden in 
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Abs. 2 letzter Satz genannten Organ abgeben. Der Einspruch kann von einem Mitglied des Arbeitskreises 
für Gleichbehandlungsfragen zunächst ohne Ausführung einer Begründung angemeldet werden; diesfalls 
ist eine Vollziehung des betroffenen Beschlusses – insbesondere die Erlassung von Bescheiden oder der 
Abschluß von Verträgen auf Grund der beeinspruchten Entscheidung – bis zum Ablauf der 
Einspruchsfrist bzw. bis zur neuerlichen Entscheidung des Universitätsorgans nicht zulässig. 

(4) Das Universitätsorgan hat im Falle der Abgabe eines schriftlichen und begründeten Einspruchs 
des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen unter Berücksichtigung dieses Einspruchs die 
Entscheidung in dieser Personalangelegenheit neuerlich durchzuführen. 

(5) Im Falle eines Beharrungsbeschlusses des Universitätsorgans ist der Arbeitskreis für 
Gleichbehandlungsfragen berechtigt, den Bundesminister für Wissenschaft und Forschung um Ausübung 
seines Aufsichtsrechtes anzurufen. Die Aufsichtsbeschwerde kann zunächst von einem Mitglied des 
Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen ohne Ausführung einer Begründung angemeldet werden; 
diesfalls ist die Begründung der Aufsichtsbeschwerde durch den Arbeitskreis für 
Gleichbehandlungsfragen innerhalb von drei Wochen ab der Entscheidung des Universitätsorgans 
nachzureichen. Ab Anmeldung ohne Einbringung der Aufsichtsbeschwerde ruht das Verfahren und ist die 
Vollziehung des betroffenen Beschlusses nicht zulässig. Das Verfahren ist erst wieder aufzunehmen bzw. 
die betroffene Entscheidung zu vollziehen, wenn der Bundesminister für Wissenschaft und Forschung 
entweder keinen Anlaß findet, die Entscheidung aufzuheben, oder wenn der Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung im Rahmen seines Aufsichtsrechtes die Entscheidung mit Bescheid 
aufgehoben hat. 

(6) Die Mitglieder des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen dürfen in der Ausübung ihrer 
Befugnisse nicht beschränkt und wegen dieser, insbesondere hinsichtlich ihres beruflichen Fortkommens, 
nicht benachteiligt werden. 

(7) (Verfassungsbestimmung) Die Mitglieder des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen sind 
in Ausübung ihrer Tätigkeit selbständig und unabhängig. 
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